
www.humane-wirtschaft.de32   Nr. 275

Fazit: Ihr Programm 
richtet sich gegen 
sozial Schwache – 
insbesondere ge-
gen den ländlichen 
Raum und beson-
ders gegen die neuen Bundesländer 
– und bevorteilt einseitig reiche Men-
schen, denen die Umwelt egal ist.[3]

Aus diesem Grund ist es verwunderlich, 
dass Menschen mit geringeren Einkom-
men und aus den neuen Bundesländern 
deutlich überproportional AfD wählen. 
Wer etwas daran ändern will, muss also 
verstehen, was die Ursachen sind. 

2.	 Fremdenfeindlichkeit
	 hat wenig mit
	 Einwanderung zu tun	

Erklärt wird das Paradox meist damit, 
dass die AfD-Wähler*innen gegen Ein-
wanderung sind und deshalb die ande-
ren Themen keine Rolle spielen. Aber 
stimmt das so?

Ja – auf den ersten Blick stimmt das: 
Die Ablehnung von Migration geht of-
fensichtlich einher mit Fremdenfeind-
lichkeit. Sie ist meist verbunden mit der 
Suche nach einem starken Führer, der 
bewusst chauvinistisch auftritt: Mit Ket-
tensäge wie Präsident Milei in Argen-
tinien, mit sexistischen Sprüchen wie 
Trump oder mit nacktem Oberkörper auf 
dem Pferd in der Natur wie Putin. Evolu-
tionsbiologisch kann man dies auf das 
Revierverhalten zurückführen. Lebewe-
sen wie der Mensch – aber auch viele an-
dere Säugetiere, zeigen in einer sicheren 
Lage mit ausreichend Nahrung und einer 
guten Versorgung der anderen Grund-
bedürfnisse wenig Revierverhalten und 
verhalten sich oft ausgesprochen sozi-
al und liberal. Materielle und physische 

3  Marcel Fratzscher: Das AfD-Paradox und die politische 
Nähe zu anderen Parteien - Die meisten Überschnei-
dungen gibt es mit der Union. DIW aktuell Nr. 89, 
September 2023 – gelesen in https://www.diw.de/
documents/publikationen/73/diw_01.c.879721.de/diw_
aktuell_88.pdf am 28.1.2024

Dr. Holger Stienen aus Wentorf bei Lü-
beck, Ex-Referent der AfD-Bundestags-
fraktion, amtierender Vorsitzender der 
AfD-Kreistagsfraktion im Kreis Herzog-
tum-Lauenburg[1], verkündete auf Face-
book: „Wir brauchen mal ein paar Jahre 
einen totalitären Staat alter Prägung, um 
mit dem Gesocks aufzuräumen (…).“

1.	 Das Paradox der
	 AfD-Wähler und das
	 Problem der Demokratie	

Fachleute sprechen von einem Paradox: 
Die AfD hat ein Programm, das Reiche 
stark begünstigt und dessen Umsetzung 
für arme Menschen schlimme Auswir-
kungen hätte.[2] Exemplarisch dafür sind 
die Forderungen nach Streichung von 
Sozialleistungen, gegen Mieterschutz, 
gegen Sozialwohnungen, für Steuer-
senkungen für Reiche und Großkonzer-
ne wie die Abschaffung der Erbschafts-
steuer und des Solidaritätszuschlages, 
beides Abgaben, die überwiegend nur 
von dem reichsten ein Prozent der Ge-
sellschaft bezahlt werden. Noch ab-
surder ist es, dass sie den Bauern die 
Hälfte ihres Einkommens wegnehmen 
wollen – durch Streichung der EU-Sub-
ventionen. Die Partei will eine Abschot-
tung Deutschlands vom Weltmarkt und 
würde damit Millionen von Arbeitsplät-
zen zerstören. Auch will die AfD ausge-
rechnet den neuen Bundesländern, wo 
sie am meisten gewählt wird, die Einnah-
men radikal kürzen, indem der Länderfi-
nanzausgleich reduziert wird. Und natür-
lich lehnt die AfD jeglichen Klimaschutz 
ab – auch das 49€-Ticket oder Radwege-
ausbau. 

1   Homepage des Kreises Herzogtum Lauenburg: 
Politik und Verwaltung – Kreistag. Gelesen in https://
www.kreis-rz.de/Politik-und-Verwaltung/Kreistag/
index.php?object=tx,3149.1&ModID=9&FID=181
4.126.1&NavID=1814.86&La=1 und in https://jan-
kuerschner.de/die-grosste/ am 28.1.2024

2  AfD: Programm für Deutschland. Das Grundsatzpro-
gramm der Alternative für Deutschland. Stuttgart 2026, 
gelesen in https://www.afd.de/wp-content/uploads/ 
2023/05/Programm_AfD_Online_.pdf am 31.1.2024.

Unsicherheit und Angst bringen dage-
gen regelmäßig Revierverhalten hervor. 
Daher sind reiche Gesellschaften meist 
toleranter als ärmere.

Gut festmachen lässt sich dies an der 
These, dass bestimmte Religionen wie 
der Islam intoleranter seien als zum Bei-
spiel das Christentum. Sie ist offensicht-
lich falsch. In den Jahrhunderten vor der 
Industrialisierung, als der Orient noch 
mit Damaskus und Bagdad als Zentren 
der alten Welt und der großen Handels-
straßen sehr reich war, während Europa 
eine bettelarme und wegen der dichten 
Wälder und vielen Sümpfe unwegsame 
Gegend am Rande der Welt war, war der 
Islam sehr weltoffen und tolerant. Das 
Christentum dagegen war sektiererisch 
und intolerant. Der schlimmste Krieg al-
ler Zeiten in Deutschland war der Drei-
ßigjährige Krieg, ein Religionskrieg in 
dessen Verlauf ein Drittel der Bevölke-
rung im Deutschen Reich umkam – in ei-
nigen Provinzen sogar zwei Drittel. 

In der Sammler-und-Jägergesellschaft 
diente das Revierverhalten der Ver-
teidigung der Ressourcen der Gruppe 
oder des Stammes gegen Eindringli-
che, die auf Grund der Verknappung 
der Ressourcen (Dürre, Wassermangel, 
Hungersnot usw.) in benachbarte Ter-
ritorien eindrangen, um zu überleben. 
Später nach der Staatenbildung wur-
den nicht nur äußere Feinde, sondern 
auch Mitmenschen, die anders waren, 
zu Feinden: Andere Religionen wie die 
Katholiken oder die Juden, anders aus-
sehende wie die Roma oder auch sogar 
fiktiv konstruierte Feinde wie die Hexen 
– so in den Jahrzehnten nach dem Drei-
ßigjährigen Krieg. In den USA richtete 
sich der Chauvinismus gegen Indianer, 
Schwarze, Iren, Italiener, Juden, Chine-
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sen, Japaner, Mexikaner und schließ-
lich gegen die „Latinos“ überhaupt. 

Ganz wichtig ist es daher, festzustel-
len, dass dieser Ausgrenzungsmecha-
nismus nur indirekt mit Einwanderung 
zu tun hat, wie man es heute in Euro-
pa und der USA häufig vermutet. Denn 
die Wahl rechtschauvinistischer Politi-
ker findet weltweit statt – so in Indien, 
Brasilien, in Argentinien, in vielen ara-
bischen Staaten, in Russland aber auch 
in Ungarn, Polen und Italien. Die meis-
ten davon sind aber Staaten, in denen 
die Menschen eher wegziehen als ein-
wandern. Migranten sind also nicht Ur-
sache, wohl aber eine Projektionsflä-
che für die Fremdenfeindlichkeit.

3.	 Vertrauensverlust in
	 die Demokratie und 
	 die Frage der Ungleichheit	

Entscheidend ist allerdings, dass das 
Vertrauen in die Demokratie im neuen 
Jahrtausend erheblich abgenommen 
hat. Wurden im Jahr 2000 noch die 
Hälfte der Menschheit mehr oder weni-
ger demokratisch regiert, so kommen 
die entsprechenden Untersuchungen 
heute nur noch auf 30 Prozent. Ein rapi-
der und erschreckender Rückgang der 
Demokratien. 

Eine Umfrage des NDR[4] im Oktober 
2023 hat ergeben, dass 54 %, also nur 
noch gut die Hälfte der Bürger damit zu-
frieden ist, wie in Deutschland die De-
mokratie funktioniert. In Mecklenburg-
Vorpommern sind es aber nur noch 32 
Prozent. Dabei halten aber grundsätzlich 
noch drei Viertel (77 %) die Demokratie 
für die beste Staatsform. 

Schaut man aber genauer hin, dann 
hängt die Antwort vor allem von der sozi-
alen Lage der Menschen ab. 47 % schät-
zen ihre wirtschaftliche Lage als gut oder 
sehr gut ein. Von diesen Menschen sind 
zwei Drittel (70 %) mit der Art und Weise 
zufrieden, wie die Demokratie funktio-
niert.  Dagegen finden 16 % ihre Lage als 
schlecht oder schlecht. Und bei diesen 
Menschen ist es genau umgekehrt. Zwei 
Drittel von ihnen (70 %) sagen, dass die 
Demokratie nicht gut funktioniert.[5] Das 

4  NDR: #NDRfragt – Ist unsere Demokratie gut genug? 
18.351 Teilnehmende, Oktober 2023, gelesen in https://
storage.googleapis.com/public.ndrdata.de/ndrfragt/
reports/NDRfragt_Umfrage_Demokratie_2023_alle_
Ergebnisse.pdf

5  NDR (Lisa Göllert, Patrick Reichelt): Umfrage: Ohne 

ist ein extrem signifikanter Unterschied. 
Wohlhabende finden Demokratie gut, 
Arme zweifeln an ihr. Man kann es auch 
so ausdrücken:

Wenn die Ungleichheit in einer 
Gesellschaft wächst, dann 

wächst auch das Misstrauen in 
die Demokratie.

4.	 Die „Verlusteskalation“	

Dass die Menschen in Argentinien an 
ihrer Demokratie zweifeln, kann man 
angesichts der Krise mit Hyperinflation 
und hoher Arbeitslosigkeit gut verste-
hen. Aber warum zweifeln Menschen in 
Deutschland? Sind wir nicht eines der 
bestregierten Länder der Welt? Wir ha-
ben gut zu essen, noch nie wurden die 
Menschen so alt und wir haben zuletzt 
pro Kopf 10-mal so viel exportiert als Chi-
na und immerhin dreimal so viel wie die 
USA und unserer früherer Angstkonkur-
rent Japan.[6] Was ist also los, dass die 
Menschen so unzufrieden sind? 

Wenn wir um so glücklicher würden, je 
mehr Wohlstand wir haben, dann wäre 
das nicht erklärbar. Aber so ist es nicht. 
Die Menschen vergleichen sich vor al-
lem erstens mit ihren Nachbarn und 
zweitens damit, wie es gestern war. 
Nach dem Krieg ging es 40 Jahre berg-
auf – das war das goldene Zeitalter des 
Kapitalismus, in Deutschland sprach 
man vom Wirtschaftswunder. Zum ei-
nen stieg der Wohlstand und zum ersten 
Mal fühlte sich die Masse der Arbeiter 
als „Bürger“. Zum anderen aber nahm 
in allen westlichen Demokratien die Un-
gleichheit ab. Ganz besonders in den 
USA mit einem Spitzensteuersatz, der 
über 30 Jahre lang über 90 % lag. Wer 
mehr als 1,5 Million Dollar nach heuti-
gem Geld verdiente, muss 90 % davon 
abgeben. Heute unvorstellbar. Auch in 
Deutschland lagen die Steuersätze An-
fang der 50er Jahre so hoch und dazu 
kam der Lastenausgleich – alle Reichen 
mussten die Hälfte ihres Vermögens ab-
geben! Ebenfalls heute unvorstellbar.[7]

Wohlstand kaum Zufriedenheit mit Demokratie, 
27.11.2023 – gelesen in https://www.ndr.de/ndrfragt/
Umfrage-Ohne-Wohlstand-kaum-Zufriedenheit-mit-
Demokratie,demokratie212.html am 28.1.2024

6  CIA world fact book: gelesen in https://www.cia.gov/
the-world-factbook/field/exports/country-comparison/ 
am 31.1.2024

7  Karl-Martin Hentschel; Alfred Eibl: Steuer-Revolution 
- Ein Konzept zur Rückverteilung von Reichtum, zu mehr 

Im Jahre 1980 war in Deutschland so 
eine Mittelschicht von 40 % der Bevöl-
kerung entstanden, der ein Drittel des 
gesamten Vermögens gehörte – haupt-
sächlich ein Teil ihrer Häuser. Und auch 
die Facharbeiter und die Angestellten 
ohne Haus fühlten sich nun eher als Mit-
telschicht. Soziologen bezeichnen das 
als Zwiebelgesellschaft – eine breite 
Mitte mit einer kleinen Spitze nach un-
ten und einer kleinen Spitze nach oben. 
Man unterschied keine Klassen mehr, 
sondern nur noch Milieus. 

Aber dann kam die Ölkrise, der Neo-
liberalismus, und schließlich die gro-
ße Finanzkrise. In den letzten 30 Jah-
ren landete das zusätzliche Vermögen 
überwiegend bei einer kleine Schicht 
von einigen Tausend Multimillionären 
und etwa 200 Milliardärsfamilien. Und 
die meisten dieser Familien haben die-
sen Reichtum geerbt – mehr als die 
Hälfte gehörte schon im Kaiserreich zu 
den oberen ein Prozent, ein Viertel er-
warb es während des Naziregimes.[8]

Aber die Menschen fühlen sich nicht 
nur ungerecht behandelt. Es kam in den 
letzten Jahren einfach zu viel auf sie zu. 
Soziologen sprechen von einer „Verlust-
Eskalation“.[9] Die große Finanzkrise und 
die anschließende Euro-Krise erschüt-
terten das Vertrauen in die Sicherheit 
der Wirtschaft. Immer lauter läuten 
nun die Alarmglocken der Klimawissen-
schaftler. Dann kam auch noch die Co-
rona-Pandemie dazu. Dann zuletzt noch 
der Ukraine-Krieg und die Gaskrise. Nur 
noch 9 % der Menschen glauben heute 
noch, dass es den Kindern einmal bes-
ser gehen wird als uns. 

5.	 Die Menschen
	 erwarten „Führung“	

In so einer Situation entsteht ein funda-
mentales Bedürfnis nach Handlungsfä-
higkeit und Kontrolle.[10] In Krisensituati-

Gerechtigkeit und Klimaschutz. AttacBasisText 59, VSA-
Verlag Hamburg 2024

8  Thilo Albers; Charlotte Bartels; Moritz Schularick: 
Wealth and its distribution in Germany, 1895-2018. Berlin 
8.3.2020, gelesen in: https://econtribute.de/wp-content/
uploads/ECONtribute_The_Distribution_of_Wealth_ eng 
_study.pdf am 7.8.2023

9  Nils Markwardt: „Es findet eine Verlust-Eskalation 
statt“. Die Zeit 16.1.2024, gelesen in https://www.
zeit.de/kultur/2024-01/andreas-reckwitz-soziologie-
verlustparadox-liberale-demokratie am 31.1.2024

10  Wissenschaftskommunikation.de: Ein fundamentales 
Bedürfnis nach Handlungsfähigkeit und Kontrolle. 
Gelesen in  https://www.wissenschaftskommunikation.
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on suchen die Menschen eine Autorität. 
Wenn sie die nicht finden, glauben sie 
leicht Verschwörungsmythen. Streit, 
Kritik und Diskussionen in der Demo-
kratie um die bessere Politik signalisie-
ren dann für viele Menschen dann nur 
noch Schwäche der Führung. Nicht jede 
Autorität ist verwerflich. Die neue Auto-
rität kann links und demokratisch sein 
wie Roosevelt, der in den USA das So-
zialsystem durchsetzte. Es kann auch 
ein Wahnsinniger sein wie Hitler, der das 
Land ins Verderben führte. Schon in den 
alten „demokratischen“ Stadtstaaten 
im alten Griechenland wurde, wenn die 
herrschende Kaufmannsoligarchie es zu 
weit trieb, also zu viele Einwohner ver-
armten, manchmal ein Tyrann gekürt, 
der manchmal sogar das Umverteilen 
des Reichtums versprochen hatte.

Die Scholz-Regierung versuchte, dem 
Wunsch nach Handlungsfähigkeit ge-
recht zu werden. Hatte Merkel auf 
Grund der Ängste und Befindlichkeiten 
die Probleme lieber ausgesessen, so 
kommt jetzt ein Gesetz nach dem ande-
ren. Erst Corona – dann Ukraine, dann 
die Sicherung der Energie im letzten 
Winter – alles mit Verve durchgezogen. 
Gleichzeitig wird sozialpolitisch umge-
steuert mit der Erhöhung des Mindest-
lohn, mit Bürgergeld, Wohngeld, Kin-
dergeld sowie dem Deutschlandticket. 
Dazu kommen schon etwa 20 Gesetze, 
um Deutschland klimaneutral zu ma-
chen: Netzausbau, Speicherausbau, 
Windflächenausweisung, PV-Gesetz, 
Heizungsgesetz, Mieter/Vermieter-Ge-
setz usw. Zum ersten Mal sinken die 
Emissionen rascher als gedacht – mehr 
als 10 Prozent in einem Jahr.

Und doch kippte im Sommer 2023 die 
Stimmung. Wer viel macht, ärgert auch 
viele. Die Regierung dringt medial nicht 
mehr durch. Vermutlich spielt die Unei-
nigkeit in der Koalition, die auch noch 
öffentlich ausgetragen wird, dabei eine 
zentrale Rolle. Die FDP nähert sich der 
5 %-Marke und fängt an undiszipliniert 
Querschläge auszuteilen. Dazu kommt 
das Belohnungssystem im Internet, 
das jede Provokation, jede Aufregung, 
jede verrückte Meldung mit Klicks und 
damit mit Werbeeinnahmen belohnt. 
Und die Richtigstellungen werden dann 
nie mehr gelesen.

Im Fußball wird in einer solchen Situati-

de/ein-fundamentales-beduerfnis-nach-
handlungsfaehigkeit-und-kontrolle-44187/ am 28.1.2024.

on der Trainer gewechselt. In Frankreich 
hat jetzt Macron einen neuen jungen Mi-
nisterpräsidenten eingesetzt, der erst-
mal gut ankommt. Fragt sich natürlich 
wie lange? Es bleibt also abzuwarten, ob 
und wie sich Koalition berappelt.

6.	 Die neue
	 Klassengesellschaft	

Es reicht aber nicht, auf das schlechte 
Management in der Politik hinzuweisen. 
Die Krise geht tiefer. 

Der Soziologe Andreas Reckwitz analy-
siert, dass die fast klassenlose Mittel-
standsgesellschaft der Nachkriegszeit 
(Zwiebelgesellschaft) mit einer breiten 
Mittelschicht und einer kleinen Spitze 
nach oben, der Oberschicht und einer 
kleinen Spitze nach unten auseinander-
gebrochen ist in eine neue Klassenge-
sellschaft.[11] Die alte durch Fabrikarbeit, 
durch Fordismus, durch starke Gewerk-
schaften und Betriebsräte geprägte Ge-
sellschaft wurde abgelöst durch eine 
postmoderne Bildungsökonomie. Nun 
tragen Forschung, Entwicklung, Design 
und Marketing. mehr zum Wert der Pro-
dukte bei als die materielle Herstellung. 
Das gilt sogar für profane Gegenstände 
wie einen Nike-Turnschuh. Deshalb be-
steht der Wert einer Firma nicht mehr 
vorrangig aus Immobilien und Maschi-
nen, sondern aus Patenten, Labeln, 
Markenrechten und dem Knowhow der 
Mitarbeiter. Die Zahl der Industriearbei-
ter hat sich seit 1960 von 45 % auf 20 % 
mehr als halbiert, die der Informations-
arbeiter verdreifacht!

Reckwitz identifiziert in der postkapita-
listischen Moderne, wie er unsere Ge-
sellschaft nennt, vier Klassen: 
•	 Die neue Mittelklasse der Akademi-

ker, die mittlerweile 30 % der Bevöl-
kerung umfasst. 

•	 Die alte Mittelklasse der Bürger – 
Facharbeiter, Handwerker, Bauern 
und Angestellte – mit Berufsausbil-
dung, die diese Bundesrepublik und 
auch die DDR nach dem Krieg aufge-
baut haben. 

•	 Die neue prekäre Klasse, die einmal 
aus häufig arbeitslosen Gelegen-
heitsarbeitern besteht, die oft ganz 
oder teilweise von Transferleistungen 
abhängig sind, und zum anderen aus 
der Service-Klasse – den Paketzu-

11  Andreas Reckwitz: Das Ende der Illusionen – Politik, 
Ökonomie und Kultur in der Spätmoderne. Edition 
suhrkamp, Berline 2019

stellern, Sicherheitsdiensten, Reini-
gungsdiensten usw. 

•	 Und schließlich gibt es das eine Pro-
zent, die Oberklasse, bestehend aus 
den Reichen, den sehr reichen Multi-
millionären und der neuen Nadelspit-
ze obendrauf, der Liga der Hyperrei-
chen – den Milliardären. 

Diese Klassen haben auch noch sehr 
unterschiedliche Wertvorstellungen. 
Während die neue Mittelklasse Selbst-
verwirklichung anstrebt und befriedi-
gende anregende Jobs sucht, gilt für die 
alte Mittelklasse mehr der alte Wert des 
Pflichtbewusstseins, während die prekä-
re Klasse nur geringe Erwartungen hat 
und eher nach dem Prinzip des „mudd-
ling-through“ und des Hedonismus lebt. 

Entscheidend für die aktuelle Politik ist 
aber, dass mittlerweile die Akademiker, 
die neue Mittelklasse, die Politik do-
minieren – auch in den vom Selbstver-
ständnis her früheren Arbeiterparteien 
wie der Linken und der SPD. Nicht nur im 
Parlament, auch in den Medien, in vie-
len Gemeinderäten, in den Bürgerinitia-
tiven, Verbänden, Gewerkschaften und 
den NGOs dominieren die Akademiker. 
In den Betrieben wird man ohne Hoch-
schulabschluss kaum noch Gruppenlei-
ter, während früher kompetenten Fach-
arbeitern der Weg über den Meister, den 
Hallenmeister bis ins mittlere Manage-
ment offenstand. Das gleiche gilt für die 
Handwerksbetriebe und sogar für die 
Bauernhöfe, die zunehmend von „Stu-
dierten“ übernommen werden. 

Der US-Philosoph Michael J. Sandel hat 
das Phänomen Trump damit erklärt, 
dass die Demokraten den Menschen 
weismachen wollten, dass mehr Bildung 
die Lösung der neuen sozialen Konflikte 
und der Klassenspaltung sei.[12] Obama 
fuhr von Hochschule zu Hochschule und 
sagte den Studenten, dass jeder nur flei-
ßig studieren muss und dann eine Chan-
ce hat. Im Ergebnis führte das zu einem 
gnadenlosen Wettbewerb um die Quali-
fikationen. Aber zwei Drittel der Gesell-
schaft, die keinen Hochschulabschluss 
haben, werden dadurch abgewertet 
und fühlen sich zunehmend abgehängt. 
Wer in Deutschland nicht aufs Gymna-
sium kommt, ist schon mit 10 Jahren ein 
Mensch zweiter Klasse. Das erklärt, wa-
rum die intellektuellenfeindlichen Aus-

12  Michael S. Sandel: Vom Ende des Gemeinwohls – Wie 
die Leistungsgesellschaft unsere Demokratien zerreißt. S. 
Fischer Verlag, Frankfurt 2020
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fälle von Trump so gut ankommen. Wa-
rum viele Menschen den „Experten“ im 
Fernsehen nicht mehr glauben. Warum 
Zweifel an der Wissenschaft oft Anklang 
finden. Warum ein Bauer neulich sag-
te, schlimmer als die Grünen seien die 
studierten Ökobauern usw. Warum Ver-
schwörungstheorien geglaubt werden.

Sowieso strebt nur ein Teil der Gesell-
schaft mehr Teilhabe und Deliberation 
– also mehr Demokratie an. Das gilt ins-
besondere für den besser gestellten Teil 
der Mittelklasse. Dagegen erwarten die 
Unterschichten vor allem Gerechtigkeit 
und sozialen Zusammenhang.

Natürlich ist die Wirklichkeit wie immer 
komplexer. Natürlich gibt es sehr erfolg-
reiche Handwerker und viele reiche Bau-
ern. Natürlich gibt es Akademiker, die 
am Hungertuch nagen. Oft ist der Weg 
von den gut bezahlten Jobs der Wissens-
ökonomie in internationalen Konzernen 
bis hin zu den mit Mindestlohn vergüte-
ten Jobs der Service-Klasse gar nicht so 
weit. Und insbesondere viele Frauen mit 
Kindern müssen trotz guter Ausbildung 
diese Erfahrung machen. Trotzdem er-
möglicht die Reckwitzsche Klassenana-
lyse ein gutes Verständnis der gesell-
schaftlichen Grabenbrüche Anfang des 
21. Jahrhunderts.

7.	 Die Auswirkung
	 auf die Parteienlandschaft	

Zunächst mal ist festzustellen, dass die 
dargestellte Entwicklung hin zur postmo-
dernen Wissensökonomie ein weltweiter 
Vorgang ist. Thomas Piketty, vermutlich 
der meistgelesene Ökonom der Gegen-
wart, hat die Wahlergebnisse in allen so-
genannten „entwickelten Staaten“ seit 
den 1950er Jahren verglichen und fest-
gestellt, dass überall die ehemals linken 
Arbeiterparteien zunehmend zu Partei-
en des Bildungsbürgertums geworden 
sind.[13] Das war insbesondere eine Folge 
des Bildungsschubs und des Wertewan-
dels der 1968-Bewegung.  Dieser Effekt 
ist in allen reichen Ökonomien zu finden, 
von den USA über Europa bis hin nach 
Japan und Neuseeland. In allen Ländern 
wurden die linken Parteien zunehmend 
geprägt von der neuen Mittelklasse. 
Dadurch haben Themen wie die Gleich-
stellung von Frauen, von Homosexuel-
len, von Minderheiten, der Abschaffung 
des Abtreibungsverbots, der Blasphe-

13  Thomas Piketty: Kapital und Ideologie. Verlag 
C.H.Beck, München 2020

mie-Paragrafen und andere kulturelle 
Themen an Bedeutung gewonnen. So 
wurden sie immer mehr zu Parteien des 
Bildungsbürgertums – teilweise auch in 
Konkurrenz mit neu entstandenen alter-
nativen und grünen Parteien.

Piketty hat bei der Auswertung der Wahl-
ergebnisse in den wohlhabenden Staa-
ten weltweit nachweisen können, dass 
spätestens seit der Jahrtausendwende 
die linken ehemaligen Arbeiterparteien 
um so mehr gewählt werden, je höher 
der Bildungsabschluss der Wählenden 
ist. Auf der anderen Seite nimmt der Ein-
fluss der Intellektuellen auch in den al-
ten konservativen Parteien zu, aber hier 
spielt das Einkommen für die Wahlent-
scheidung eine wichtigere Rolle. Die-
se Entwicklung fand aber nicht in den 
Schwellenländern und den Ländern des 
globalen Südens statt – dort haben sich 
die Parteien völlig anders positioniert.

Entscheidend für unser Thema ist aber 
die Tatsache, dass es keine Partei mehr 
gab und gibt, die mit ausreichender Ve-
hemenz die Unterschicht – die neue 
prekäre Klasse – vertritt, was zu einer 
dramatisch zurückgehenden Wahlbetei-
ligung der Unterschichten in allen betrof-
fenen Staaten geführt hat, während die 
Wahlbeteiligung des Bildungsbürger-
tums und der Oberschicht unverändert 
hoch ist. Die alte Mittelklasse wurde 
weiterhin durch Teile der Abgeordne-
ten in der SPD und den Unionsparteien 
oder entsprechenden Parteien in an-
deren Staaten vertreten. Je größer aber 
die kulturelle Entfremdung zwischen al-
ter Mittelklasse und den Parteien – also 
der Facharbeiterschaft zur SPD und der 
Handwerkerschaft zur CDU – wurde, 
desto mehr entstand ein Vakuum, in das 
die rechtspopulistischen Politiker ge-
schlüpft sind.

Wo es populistischen Kräften gelang, 
zeitweilig die konservativen Parteien 
zu übernehmen wie in Großbritannien, 
in Italien oder jetzt in den USA, konn-
ten sie teilweise zulegen, entfremden 
sich aber auf lange Sicht von der Neuen 
Mittelklasse. Deshalb ist es für Trump 
entscheidend, die Unterschichten zu 
mobilisieren. Dazu sind die Intellektuel-
lenfeindlichkeit und die Migrantenfeind-
lichkeit die entscheidenden Bindeglie-
der. Denn während sich die Oberschicht 
und die Angehörigen der Mittelschicht 
der Migranten meist relativ problemlos 
in die Mehrheitsgesellschaft integrieren, 

stehen die Migranten ohne Ausbildung 
in direkter Konkurrenz zur prekäre Klas-
se um die Service-Jobs. 

8.	 Auf der Suche nach 	
	 einem neuen Paradigma	

Der oben schon erwähnte Soziologe 
Reckwitz stellt dar, dass jede Phase des 
Kapitalismus ein eigenes zeitgemäßes 
Paradigma (Weltsicht) hat – also eine 
dominierende Erzählung, die das politi-
sche Handeln prägt – und zwar sowohl 
das der linken wie der konservativen 
Parteien. Die Durchsetzung eines neuen 
Paradigma ist jeweils Ergebnis einer Kri-
se des vorangegangenen Paradigmas. In 
einer solchen Krise befinden wir uns zur-
zeit offensichtlich. 

Nach der Weltwirtschaftskrise 1929 setz-
te sich zuerst in den USA ein sozial-korpo-
ratistisches Paradigma durch, das nach 
dem Krieg auch in Europa dominant wur-
de. Es war die Antwort auf die Folgen der 
Weltwirtschaftskrise und die wachsen-
den sozialen und damit auch politischen 
Probleme im Kapitalismus. Es reichte von 
Franklin D. Roosevelt und den skandina-
vischen Wohlfahrtsstaaten bis zu Konrad 
Adenauer und De Gaulle. Es ist geprägt 
durch den Ausbau des Sozialstaats (vor-
wiegend linke Agenda – aber eben auch 
durch die Konservativen) und durch kul-
turelle Konformität („was denken bloß 
die Nachbarn von uns“ – vorwiegend 
konservative Agenda – aber auch im so-
zialdemokratischen Milieu).

Dieses Paradigma geriet in den 1960er 
Jahren in die Krise und wurde dann in 
den 1980er Jahren durch das Paradigma 
des apertistischen (öffnenden) Liberalis-
mus abgelöst – von den „Reagonomics“ 
über New Labour bis zur deutschen 
rot-grünen Regierung um die Jahrtau-
sendwende. Diese Phase war durch 
einen Glauben an Fortschritt und Glo-
balisierung, durch eine liberale und zu-
nehmend unsoziale Wirtschaftspolitik 
(Neoliberalismus), aber auch durch eine 
liberale progressive Kultur- und Rechts-
politik geprägt – wobei die linken und 
konservativen Parteien jeweils nur eini-
ge Aspekte des Paradigmas vertraten, 
andere dagegen ablehnten.

In den Klassengesellschaften vor dem 
ersten Weltkrieg (Adel, Bürgertum, Ar-
beiter und Bauern) dominierte das auf-
steigende Bürgertum, während die Ar-
beiter nichts zu sagen hatten und sich 
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unterdrückt fühlten und es auch waren. 
Dagegen basierten sowohl das sozial-
korporatistische Paradigma der Nach-
kriegszeit wie das liberal-apertistische 
Paradigma ab den 1980er Jahren auf 
dem Vertrauen und der Hoffnung auf 
bessere Zeiten: Alle können es schaffen. 
Das Wachstum generiert Reichtum und 
dadurch wird es künftig allen besser ge-
hen. Die Welt wird friedlicher und wohl-
habender. 

Dieser Wachstumsoptimismus ist nun 
verloren gegangen – einmal durch die 
große Finanzkrise und die darauf folgen-
de Euro-Krise, aber auch dadurch, dass 
der Klimawandel und damit die Grenzen 
des Wachstums ins allgemeine Bewusst-
sein gelangt sind. Es stellt sich nun die 
Frage, wie das neue Paradigma für die 
kommenden Jahre aussehen wird.

9.	 Die Hilflosigkeit
	 der Populisten	

Die Rechtspopulisten nutzen diese Kri-
se und versuchen die Demokratie als 
handlungsunfähig darzustellen. Aber 
sie haben keinen Plan, wie die Krise ge-
löst werden kann. Sie können eine illi-
berale Demokratie herstellen, in dem 
sie wie in Polen oder Ungarn die Gewal-
tenteilung ausschalten und den Öffent-
lichen Rundfunk zerstören. Sie können 
eine Kulturwende gegen die Rechte von 
Minderheiten, von Frauen, von Einwan-
derern organisieren. Aber die sozial-
ökonomisch-ökologischen Probleme 
können sie nicht lösen.

Denn die geplante Abschottung 
Deutschlands ist für ein Land, das 50  % 
seiner Produktion exportiert, eine ab-
surde Vorstellung. Zum Stoppen der 
Migration hat der Ökonom und Un-
gleichheitsforscher Branko Milanovic 
Entscheidendes gesagt:[14] Relevante 
Auswanderung findet statt, wenn der 
Einkommensunterschied größer als 3:1 
ist. Der Unterschied zwischen Mittel-
europa und Zentralafrika ist aber 13:1. 
Wenn wir daran nichts ändern, werden 
weder Mauern noch Meere Menschen 
davon abhalten, hierher zu kommen. 
Das muss auch Giorgia Meloni in Itali-
en gerade feststellen. Und eine Remig-
ration von 20 Millionen Menschen wäre 
nur möglich, wenn man sie umbringt. 

14  Branko Milanovic: Europas Fluch des Wohlstandes. In 
Makronom 5.7.2028, gelesen in https://makronom.de/
branko-milanovic-migration-ungleichheit-europas-fluch-
des-wohlstands-26757 am 1.2.2024

Außerdem könnten wir ohne Einwande-
rer unsere Wirtschaft gar nicht mehr auf-
rechterhalten. Und wer soll die Renten 
finanzieren? Das Ergebnis von populis-
tischen Regierungen war deshalb regel-
mäßig die Ruinierung der Staatsfinan-
zen trotz massiver sozialer Einschnitte 
und eine Schädigung der Wirtschaft, 
insbesondere der Wissensökonomie.

Hitler löste das Dilemma des Rechtspo-
pulismus wie jetzt Putin oder Erdoğan 
durch militärische Expansion. Aber das 
dürfte heute in Mitteleuropa keine Opti-
on sein. Putin konnte das Desaster, dass 
die gebildete Mittelschicht aus Russland 
flüchtet und die Bildungsökonomie in 
Russland nicht Fuß fasst, bislang noch 
ökonomisch durch die gewaltigen Roh-
stoffvorräte ausgleichen, die aber nun 
durch die Transformation zur klimaneu-
tralen Gesellschaft wertlos zu werden 
drohen. Schon gerade lustig – aber ir-
gendwie auch typisch – ist dagegen der 
Vorschlag der AfD im neuen Europa-Pro-
gramm, Deutschland solle an die EU we-
niger zahlen.[15] Begründung: Die Berech-
nungsgrundlage sei falsch. Deutschland 
habe zu viele Milliardäre. Wenn man die 
rausrechnet, dann würden die Deut-
schen viel ärmer sein und müssten weni-
ger abführen. Dass man Milliardäre auch 
besteuern könnte, kommt im Weltbild 
dieser Nationalisten nicht vor.

Es ist wichtig, diese Inkompetenz der 
Rechtspopulisten immer wieder zu ver-
breiten. Zwar löst das allein nicht das 
Problem. Denn die Menschen wählen 
die AfD nicht, weil sie Lösungen hat. 
Aber sie wollen schon eine Antwort 
auf die Probleme. Zumindest ein Vier-
tel unserer Bevölkerung – in den neuen 
Bundesländern sogar ein Drittel – hat 
nach 15 Jahren Dauerkrise – Finanzkri-
se, Migration, Klimawandel, Corona, 
Ukraine – den Eindruck, dass die Re-
gierungen es nicht hinbekommen. Vor 
allem aber fehlt ein überzeugendes 
Narrativ, ein Paradigma, das schildert, 
wohin die Regierung die Gesellschaft 
hinbewegen will.

10.	Wie könnte ein neues 
	 Paradigma aussehen?	

Andreas Reckwitz glaubt, dass das 
neue Paradigma für unsere Gesell-
schaft ein regulativer einbettender Li-

15  AfD: Europa-Wahlprogramm 2024. Gelesen in https://
www.afd.de/wp-content/uploads/2023/11/2023-11-16-_-
AfD-Europawahlprogramm-2024-_-web.pdf am 7.2.2024

beralismus sein wird. Ich würde es lie-
ber Gleichgewichtsparadigma nennen. 
Denn wir müssen nach 200 Jahren dy-
namischem Wachstum der Bevölke-
rung, des Energie- und des Ressour-
cenverbrauchs die Gesellschaft wieder 
in ein Gleichgewicht mit dem Planeten 
und der Natur bringen. Aber egal, wie 
das neue Paradigma heißt, viel interes-
santerer ist die Frage, was soll das sein?

Das folgende von mir ergänzte Para-
digma ist ein Entwurf – ein Gedanken-
modell – und vielleicht ein Chance, aus 
der Krise – dem Dilemma – rauszukom-
men. Es hat – wie jedes Paradigma, 
drei Dimensionen: Die kulturelle, die 
sozial-ökonomisch-ökologische und 
die politische. 

Die kulturelle Dimension:
Die zukünftige Gesellschaft sollte ge-
kennzeichnet sein durch den Gedanken 
des Gleichgewichts anstatt des perma-
nenten Wachstums. Die Menschheit ist 
Teil eines weltweiten Ökosystems. Dar-
aus ergibt sich eine stärkere Betonung 
der Lebensqualität statt Wettbewerbs-
geist, aber auch das Wiederbeleben ei-
ner positiven Kultur der Gemeinschaft 
gegenüber dem Primat des Individua-
lismus.

Zu positiven Kultur gehört auch ein 
Selbstbewusstsein, dass wir in der 
Lage sind, für alle Menschen ein gutes 
Leben zu gestalten. Auch ohne Wachs-
tum von Bevölkerung und Ressourcen-
verbrauch können wir die Lebensquali-
tät durch unseren Erfindungsreichtum 
weiter steigern. Dazu muss der Pessi-
mismus überwunden werden, der in 
linksintellektuellen Kreisen mittlerwei-
le weit verbreitet ist. Wichtig ist auch 
eine Kultur der gegenseitigen Anerken-
nung, der Würdigung jeder Arbeit und 
aller Leistungen – um den Graben zwi-
schen den Klassen auch kulturell ein-
zuebnen. Dazu muss auch der Begriff 
„Solidarität“ wieder aufgewertet wer-
den. 

Weiterhin brauchen wir eine Rückbe-
sinnung auf den Wert der öffentlichen 
Güter und der öffentliche Dienstleis-
tungen wie Bildung, Betreuung, Ge-
sundheitswesen, Rente aber auch Was-
ser, Wärme, Strom, Internet, Bus, Bahn 
und last not least öffentliche „gepfleg-
te“ städtische und ländliche Lebens-
räume und die Erhaltung der Natur.
Die sozial-ökonomisch-
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ökologische Dimension:
Nötig ist ein Wiedererstarken des Sozi-
alstaats, aber auch ein realer Abbau der 
Ungleichheit durch eine progressive 
Besteuerung der hohen Einkommen 
und der Vermögen der Superreichen, 
um der Klassenspaltung die Grundlage 
zu entziehen. Wenn das nicht gelingt, 
dann landen wir in einer Sanduhrge-
sellschaft mit einer wachsenden Unter-
klasse und einer wachsenden neuen 
Mittelklasse und einer kleinen, aber 
mächtigen Sahnespitze der Superrei-
chen oben drauf. Das könnte die De-
mokratie weiter destabilisieren. Denn 
frustrierte abgehängte Unterschichten 
sind in allen Demokratien von populis-
tischen Autoritäten mobilisierbar.

Die Klimapolitik muss durch ein wirksa-
mes Klimageld flankiert werden. Wenn 
der Eindruck entsteht, dass Klimapo-
litik nur etwas für die Reichen ist, die 
sich Photovoltaik, Elektroautos und 
Wärmepumpen leisten können, dann 
wird sie scheitern.

Einen Ausstieg aus der Globalisierung 
kann sich kein Land mehr leisten. Das 
bedeutet in der Konsequenz internati-
onale Regulierung statt nationale Ab-
schottung. Deswegen braucht die EU 
eine neue demokratische Verfassung. 
Nötig ist auch eine internationale Re-
gulierung der Finanzmärkte und der 
Steuerregeln und das Ausschalten der 
Steueroasen. Dazu bedarf es eines in-
ternationalen Steuerabkommens, wie 
es die Vollversammlung der UN be-
reits gefordert hat.  Leider sind sich die 
EU-Staaten oft nicht einig und die EU 
bremst.

Eine ganz wichtige Konsequenz ist 
eine Assoziation für Demokratie und 
Entwicklung. Gemeint ist eine Wirt-
schaftsgemeinschaft zwischen Euro-
pa und Afrika nach dem Vorbild der ur-
sprünglichen EWG, wie sie von Achille 
Mbembe, dem zurzeit bedeutendsten 
Philosophen Afrikas, gefordert wird. 
Basis der Mitgliedschaft sollen demo-
kratische Standards sein, die durch ein 
Gericht geprüft werden und zum Aus-
schluss eines Staates aus der Gemein-
schaft führen können. Das bedeutet 
auch die Abkehr von der paternalisti-
schen Entwicklungshilfe und eine ge-
zielte Struktur- und Entwicklungsför-
derung durch autonome demokratisch 
gewählte Regierungen. Ohne Gleichge-
wicht und einen akzeptablen Mindest-

lebensstandard in Afrika kann auch Eu-
ropa nicht ins Gleichgewicht kommen.

Die politische Dimension:
Die Demokratie muss 250 Jahre nach 
Montesquieu endlich gründlich refor-
miert werden, um wieder eine neue At-
traktion zu gewinnen. Vielleicht kann 
aus der Verbindung von Losdemokra-
tie und direkter Demokratie eine neue 
systematische Einbindung der Bür-
ger in die öffentlichen Prozesse gelin-
gen. Das besondere an den neumodi-
schen Bürgerräten besteht darin, dass 
hier erstmals alle Klassen der Gesell-
schaft repräsentativ beteiligt werden. 
Jede Person hat eine Stimme, von der 
Schulabbrecherin bis zur Professorin. 
Noch besser aber wäre es, wenn die 
Möglichkeit bestände, solche Bürger-
räte durch Volksinitiativen einzuberu-
fen. Und noch besser wäre es, wenn 
über mit zwei Drittel der Anwesenden 
verabschiedete Beschlüsse eines sol-
chen Bürgerrates eine Volksabstim-
mung stattfindet, wenn sie nicht vom 
Parlament befriedigend aufgegriffen 
werden. So würde aus einem Bürgerrat 
mit rein beratender Stimme in Tribunat, 
eine neue Institution im Machtgefüge 
der Demokratie. Ein weiterer wichtiger 
Schritt zu mehr Bürgernähe ist auch die 
Dezentralisierung (Kommunalisierung) 
der öffentlichen Aufgaben. 

Weiterhin muss die Regierung künftig 
alle politischen Richtungen repräsen-
tieren (Konsensregierung), da der per-
manente Kampf der Opposition gegen 
die Regierung das Vertrauen in die 
Demokratie immer wieder beschädigt 
und die Gewaltenteilung untergräbt. 
Das würde auch eine ständige Weiter-
entwicklung der Parteiprofile ermögli-
chen, damit die Parteien die sich ver-
ändernde Klassen- bzw. Milieustruktur 
der Gesellschaft jeweils zeitnah abbil-
den können. 

Nötig sind auch neue Formen der Trans-
parenz, mit der Abschaffung des Steu-
ergeheimnis, des Amtsgeheimnis usw. 
– auch als Gegensatz zur Privatisie-
rung von öffentlichen Aufgaben. Dis-
kutiert wird auch eine Weiterentwick-
lung der Gewaltenteilung durch eine 
Publikative (Medienrat, der autonom 
auf Basis einer Medienverfassung re-
gelt), eine Regulative (Steuerung der 
Wirtschaftsordnung, Kartellrecht) und 
die Monetative (mit einer Finanzverfas-
sung, in der Beschäftigungspolitik und 

Geldwertstabilität gleichwertig sind). 
Schließlich bedarf die postkapitalisti-
sche Gesellschaft einer neuen Form der 
Wirtschaftsdemokratie. 

Migration: 
Auch wenn die Migration nicht die Ur-
sache der AfD-Zuneigung ist, sondern 
Folge von Abstiegs- und Zukunfts-
ängsten und des Gefühls mangelnder 
Anerkennung, so passt das Feindbild 
Einwanderer doch in die rechtskonser-
vative Agenda. Entscheidend um dem 
zu begegnen ist daher, die Konflikte zu 
minimieren durch eine reibungslose In-
tegration: Dazu gehören die fünf „so 
schnell wie möglich“: 

1.	 Deutsch lernen
2.	 In die Schule oder in den 

Kindergarten aufnehmen
3.	 Wohnung finden (raus aus der 

Massenunterkunft)
4.	 Arbeit und Ausbildung vermitteln
5.	 Sicherheit gewährleisten

Fazit: 
Wenn es gelingt, das Paradigma der 
Gleichgewichtsgesellschaft erfolgreich 
durchzusetzen, wird die Gesellschaft 
also wieder stärker reguliert und das So-
zialsystem wieder stabilisiert werden. 
Zugleich soll aber die Demokratie, die 
Grundrechte und Freiheiten beibehalten 
und ausgebaut werden. Kernanliegen 
sollte es sein, die drei Klassen Alte Mit-
telklasse, Neue Mittelklasse und die Pre-
käre Klasse wieder zusammenzuführen, 
die sozialen Unterschiede abzumildern 
und die gesellschaftliche Notwendigkeit 
aller Tätigkeiten in der Gesellschaft an-
zuerkennen.	
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